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Vizepräsidentin Michels 

  2. Hält der Senat es für verantwortbar, ein solches 
Gaslager im Wohngebiet zu betreiben, und wie wird der 
Senat vor diesem Hintergrund der verständlichen Angst 
der Anlieger/-innen vor einer Wiederholung eines solchen 
Unglücksfalles begegnen? 

  Vizepräsidentin Michels: Für den Senat antwortet 
Herr Senator Wolf – bitte sehr! 

 

 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Frau Präsidentin! Frau Abgeordnete Ku-
bala! Herr Buchholz! Vor der Beantwortung der Fragen 
möchte ich zunächst die Gelegenheit nutzen, um denjeni-
gen, die bei diesem Unfall verletzt worden sind, beste 
Genesung zu wünschen. Ich glaube, dass ich dabei für das 
Haus insgesamt spreche. 

 
 

 Meine Damen und Herren! Der Senat geht davon aus, 
dass trotz dieses tragischen Unglücksfalls keine Gefähr-
dung der Anwohnerinnen und Anwohner durch diesen 
Erdgasspeicher gegeben ist. Der Schaden ist auf das Be-
triebsgelände begrenzt und hat auch dort nur Bereiche ü-
ber Tage betroffen. Unter Tage ist kein Schaden eingetre-
ten. Zu Befürchtungen, die in der öffentlichen Diskussion 
und von Anwohnerinnen und Anwohnern geäußert wor-
den sind, nämlich die Entzündung oder gar Explosion des 
Speichers unter Tage, sage ich ganz klar, dass dieses nicht 
möglich ist, sowohl auf Grund des Sauerstoffmangels als 
auch der herrschenden Druckverhältnisse. Eine Entzün-
dung kann sich nicht in den Speicher hineinfressen, so 
dass eine solche Gefahr nicht gegeben ist. Es handelt sich 
um einen sogenannten Porenspeicher, bei dem das Gas in 
das Gestein hineingepresst worden ist. Das ist bei der Ein-
richtung des Erdgasspeichers ausführlich diskutiert und 
untersucht worden. 

 

 

 

Fragestunde gem. § 51 der Geschäftsordnung 
Zur ersten Mündlichen Frage schlage ich vor, die Frage 
Nr. 5 der Abgeordneten Kubala mit aufzurufen, da sie die 
gleiche Thematik beinhaltet. – Hierzu höre ich keinen 
Widerspruch. Dann verfahre ich so. 
 
 Das Wort zur ersten Mündlichen Anfrage hat zunächst 
der Abgeordnete Buchholz von der SPD über 

Ist der Berliner Erdgasspeicher sicher? 
– Bitte sehr, Sie haben das Wort! 
 
 Buchholz (SPD): Vielen Dank, Frau Präsidentin! – 
Meine Damen und Herren! Ich frage den Senat: 
 
 1. Sieht der Senat die Sicherheit der Anwohnerinnen 
und Anwohner des Berliner Erdgasspeichers nach dem 
schweren Unfall in der vergangenen Woche als gewähr-
leistet an? 
 
 2. Wann wurden zuletzt Kontrollen der Anlage durch-
geführt, und wird der Senat umgehend eine Überprüfung 
aller technischen Sicherheitsvorkehrungen am Speicher 
durchführen bzw. veranlassen? 
 
 Vizepräsidentin Michels: Danke schön! – In Verbin-
dung damit – wie angekündigt – die Mündliche Anfrage 
über 

Explosion im Gaslager – welche Konsequenzen 
zieht der Senat? 

Frau Kubala, bitte! 
 
 Frau Kubala (Grüne): Ich frage den Senat: 
 
 1. Welche Konsequenzen beabsichtigt der Senat aus 
dem Explosionsunglück am unterirdischen Gasspeicher in 
Spandau zu ziehen? 
 

 

 

[Allgemeiner Beifall] 

 
 Nichtsdestotrotz ist klar, dass der Unglücksfall unter-
sucht werden muss, ebenso wie die Frage, welche Maß-
nahmen gegebenenfalls zur Erhöhung der Sicherheit not-
wendig sind. Zunächst einmal haben wir aber bereits jetzt 
bei diesem Erdgasspeicher hohe Sicherheitsanforderungen 
– soviel zu Ihrer Frage, welche Überprüfungen in der 
Vergangenheit stattgefunden haben. Es gibt eine ganze 
Reihe vorgeschriebener Prüf- und Überwachungsmaß-
nahmen, die ausführlich in Prüfberichten und Checklisten 
dokumentiert werden. Es hat zuletzt in den Monaten Feb-
ruar und März umfangreiche Überprüfungen gegeben. Die 
letzte Inspektion nach der Störfallverordnung durch das 
Landesbergamt Brandenburg, das dafür zuständig ist, weil 
es kein eigenes Berliner Landesbergamt gibt, erfolgte im 
Jahr 2003. Das Landesbergamt hat sofort am Unglückstag 
Ermittlungen bezüglich der Unfallursachen und der Si-
cherheitssituation aufgenommen. Gleichzeitig beginnen 
heute die gutachterlichen Ermittlungen, die die Staatsan-
waltschaft eingeleitet hat. Wir werden diese beiden Unter-
suchungen abwarten müssen, bevor wir genauere Schluss-
folgerungen ziehen können, inwieweit Verbesserungen 
der Sicherheitslage notwendig sind. Ich sage es aber noch 
einmal deutlich: Nach dem bisherigen Erkenntnisstand ist 
eine Gefährdung der Anwohnerinnen und Anwohner nicht 
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 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Der volle Betrieb des Erdgasspeichers 
wird nur dann stattfinden können, wenn die entsprechen-
den Sicherheitsmaßnahmen getroffen sind. Was dies im 
Einzelnen sein wird, kann ich bei dem gegenwärtigen Er-
kenntnisstand noch nicht sagen. Wir werden alles dafür 
tun, dass entsprechende Sicherheitsstandards gewährleit-
stet sind. Sie wissen, der Betrieb von Gasanlagen bringt 
auch an anderen Stellen in der Stadt Risiken mit sich. Wir 
müssen versuchen, die Sicherheitsmaßnahmen und die 
Voraussetzungen für die Gewährleistung von Sicherheit 
so weit zu schaffen, dass nach menschlichem Ermessen 
nichts passieren kann. Fehler können wir natürlich nie 
ausschließen, aber wir werden versuchen, die Sicherheits-
standards an dieser Stelle nochmals zu erhöhen. 

  Vizepräsidentin Michels: Die nächste Zusatzfrage 
geht an Frau Kubala – bitte sehr! 

gegeben. Die Sicherheitsüberprüfungen, die jetzt vorge-
nommen werden, beziehen sich auf die Situation auf dem 
Betriebsgelände. Ich wiederhole: Eine Entzündung des 
Speichers ist nicht zu befürchten. 
 
 Ein letzter Aspekt: Der Erdgasspeicher ist zu Westber-
liner Zeiten auf Verlangen der Alliierten eingerichtet 
worden, um die Versorgungssicherheit der Stadt zu ge-
währleisten. Unter Versorgungs- – da wir unser Erdgas 
aus dem Ausland beziehen – sowie unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten ist es durchaus sinnvoll, einen solchen 
Erdgasspeicher zu haben, der einen gesamten Jahresvorrat 
speichern kann. Die GASAG kann dadurch je nach 
Marktpreis günstigere Einkäufe tätigen und damit die 
Gaspreise für die Kunden in Berlin günstig halten. Des-
halb halte ich es für sinnvoll, solch einen Erdgasspeicher 
auch weiter zu betreiben. Wir werden allerdings die Un-
tersuchungen über die Sicherheitslage auf dem Betriebs-
gelände penibel auswerten, um gegebenenfalls noch eine 
höhere Sicherheit zu schaffen und um solche Unglücke 
für die Zukunft auszuschließen, soweit dies nach mensch-
lichem Ermessen möglich ist. 
 
 Vizepräsidentin Michels: Danke schön, Herr Sena-
tor! – Zunächst eine Zusatzfrage des ersten Fragestellers, 
Herrn Buchholz – bitte schön! 
 
 Buchholz (SPD): Vielen Dank, Frau Präsidentin! – 
Herr Senator! Sehen Sie nach diesem Unfall, der eigent-
lich nicht hätte passieren dürfen, vor allem in dieser 
Schwere nicht, die Notwendigkeit, eine schnelle Überar-
beitung der Notfallpläne vorzunehmen, vor allem in Hin-
blick auf die Anwohner und ihre Ängste? 
 
 Vizepräsidentin Michels: Herr Senator Wolf! 
 
 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Auch mit der Frage, inwieweit Notfall-
pläne überarbeitet werden müssen, müssen wir uns be-
schäftigen. Ich wiederhole aber: Eine Gefährdung der 
Anwohner ist nach den Erkenntnissen des Senats, des 
Landesbergamtes Brandenburg sowie der GASAG bisher 
auszuschließen. Es handelt sich hier um eine Gefährdung 
auf dem Betriebsgelände. Wir müssen alles tun, um die 
Sicherheit zu erhöhen. Dafür benötigen wir allerdings die 
Ermittlungsergebnisse, um zu wissen, was die eigentliche 
Unglücksursache gewesen ist, die zu diesem tragischen 
Ereignis geführt hat. 
 
 Vizepräsidentin Michels: Herr Buchholz, haben Sie 
eine weitere Frage? – Bitte! 
 
 Buchholz (SPD): Herr Senator! Heißt das, dass der 
volle Betrieb des Erdgasspeichers erst wieder beginnen 
wird, wenn diese Überprüfungen beendet sind und gege-
benenfalls neue Sicherheitseinrichtungen installiert wor-
den sind? 
 
 Vizepräsidentin Michels: Herr Senator Wolf! 
 

  

 
 Frau Kubala (Grüne): Deutschlandweit ist der Gas-
speicher in Spandau der einzige in der Nähe eines Wohn-
gebietes, wie wir den Medien entnehmen konnten, was in 
der Vorwendezeit sicher gerechtfertigt war, als es die In-
sellage Westberlins notwendig machte, solche Lager zu 
errichten. Meinen Sie, dass es auch heute noch angemes-
sen ist, solch ein Lager hier vor Ort zu haben, dies mit 
dem Hinweis auf günstige Gaspreise zu begründen und 
damit die Gefährdung von Anwohnerinnen und Anwoh-
nern in Kauf zu nehmen? – 
 
 Vizepräsidentin Michels: Herr Senator Wolf! 
 
 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Frau Kubala! Ich habe gesagt, dass wir 
eine Gefährdung der Anwohner für ausgeschlossen halten 
auf Grund der Konstruktion der Anlage als Porenspeicher. 
Deshalb halte ich den Betrieb für vertretbar. Eine Gefähr-
dung sehe ich nur auf dem Betriebsgelände. Solch ein Po-
renspeicher ist an bestimmte geologische Voraussetzun-
gen gebunden, die wir an dieser Stelle vorfinden, die man 
aber sicherlich an einer anderen Stelle in der Region auch 
findet. Ich gehe davon aus, dass nach allen uns vorliegen-
den Untersuchungen und Unterlagen eine Gefährdung von 
Anwohnern ausgeschlossen werden kann. Ich glaube, dass 
die Gefährdung von Anwohnern auf Grund einer defekten 
Gasleitung größer ist als die Gefährdung der Anwohner 
des Gasspeichers. Wir sollten alle unseren Beitrag dazu 
leisten, um unangebrachter Beunruhigung von Anwoh-
nern durch sachliche Aufklärung und gleichzeitige Ver-
besserung der Sicherheitsstandards auf dem Betriebsge-
lände entgegen zu wirken. 
 
 Vizepräsidentin Michels: Danke schön! – Frau Ku-
bala, Ihre zweite Zusatzfrage – bitte! 
 
 Frau Kubala (Grüne): Ich stimme Ihnen zu, dass man 
hier keine Panik verursachen sollte. Aber ich stimme Ih-
nen nicht zu, dass es hier – –  
 
 Vizepräsidentin Michels: Eine Frage bitte!  

4138 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 15. Wahlperiode 50. Sitzung vom 29. April 2004
 

  
(A) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(B) 

(C) 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
(D) 

 
 

 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Frau Abgeordnete! Ich bin der Auffas-
sung, dass wir sehen müssen, dass wir in einer Stadt mög-
lichst hohe Sicherheitsstandards haben, dass wir eine un-
nötige Gefährdung der Bevölkerung ausschließen und 
deshalb auch entsprechende hohe Sicherheitsstandards 
durchsetzen müssen und vor der Genehmigung von si-
cherheitsrelevanten Einrichtungen diese Sicherheitsaufla-
gen machen.  

 

 Ich sage aber gleichzeitig, wenn auch gerade von Ihrer 
Fraktion immer wieder betont wird, dass Berlin mit einer 
Kombination von Wissenschaft und Wirtschaft eine wich-
tige Zukunftsperspektive braucht, dann müssen wir auch 
die Voraussetzungen dafür schaffen, dass neue wissen-
schaftliche Entwicklungen in dieser Stadt genutzt und in 
wirtschaftliche Effekte umgesetzt werden können. Ich sa-
ge noch einmal ganz klar: Klare und vertretbare Sicher-
heitsauflagen müssen gewährleistet sein. Aber wir werden 
nicht in die Situation kommen, dass wir sagen: Jedes Ri-
siko innerhalb einer Großstadt wird ausgeschlossen. Das 
ist unvermeidlich. Wir gehen sehr viele Risiken ein in un-
seren hochindustrialisierten Gesellschaften. Die müssen 
kalkulierbar gemacht und nach menschlichem Ermessen 
ausgeschlossen werden. Das ist das Kriterium, mit dem 
der Senat und im Übrigen auch die Bundesregierung der-
artige Sicherheitsfragen behandelt.  

 
 Frau Kubala (Grüne): Kommt sofort! – Ich kann 
nicht nachvollziehen, dass Sie hier schon eine Gefährdung 
der Anwohnerinnen ausschließen können, zumal die GA-
SAG selbst einräumt, dass noch ungeklärte Ursachen zu 
prüfen sind. Vor diesem Hintergrund kann ich nicht ver-
stehen, dass Sie schon Optimismus verbreiten. Ich bitte 
Sie noch einmal, darauf einzugehen, dass die GASAG in 
der Tat noch von ungeklärten Ursachen redet, und das bei 
Ihren Ausführungen zu berücksichtigen.  
 
 Vizepräsidentin Michels: Das war eine Feststellung, 
keine Frage. Aber der Senator kann sicherlich eine Frage 
daraus machen.  
 
 Wolf, Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Ar-
beit und Frauen: Ich entnehme daraus eine Frage. – Frau 
Kubala, ich habe auch in meiner ersten Beantwortung ge-
sagt, dass ich sehe, dass die Unglücksursache im Einzel-
nen ermittelt werden muss, damit wir dann an diesen Ur-
sachen anknüpfen und Sicherheitsmängel abstellen kön-
nen. Ich habe gleichzeitig gesagt, worauf sich diese Si-
cherheitsmängel beziehen, nämlich auf die Frage der Si-
cherheit auf dem Betriebsgelände. Was wir nach den bis-
herigen Erkenntnissen ausschließen können, ist eine Ge-
fährdung der Anwohner durch den Erdgasspeicher als 
solchen, diese Sorge, dass irgendetwas explodieren könn-
te, dass Flammen auf den Speicher zurückschlagen könn-
ten und damit eine größere Gefährdung existiert. Das 
Problem, das wir zurzeit haben, wo die Unsicherheit exis-
tiert, ob alle Sicherheitsmaßnahmen ausreichen, bezieht 
sich auf das eigentliche Betriebsgelände, auf diese vier 
Stationen, die es im Rahmen des Erdgasspeichers gibt. 
Und da müssen wir in der Tat die Ermittlungen abwarten, 
um zu sehen, wo die Schwachstelle war, um dort Abhilfe 
zu schaffen und den Sicherheitsstandard zu erhöhen. Aber 
noch einmal: Nach allen Erkenntnissen, die vorliegen, 
gibt es die Gefahr nicht, dass eine Entzündung auf den 
Speicher selbst zurückschlagen könnte und damit größere 
Schäden und dann auch Gefährdungen für die Anwohner 
verursachen könnte.  
 
 Vizepräsidentin Michels: Danke schön! – Eine Frage 
der Frau Abgeordneten Hämmerling – bitte sehr!  
 
 Frau Hämmerling (Grüne): Schönen Dank, Frau Prä-
sidentin! – Herr Senator Wolf! Dieser Unfall galt ja als 
ausgeschlossen, die Anlage als sicher. Vor diesem Hin-
tergrund frage ich Sie: Werden Sie in Berlin andere risi-
koreiche Anlagen genehmigen oder zulassen, die mit sehr 
hohen Risiken für die Bevölkerung verbunden sind, wie 
das geplante Hochsicherheitslabor der Risikostufe 4, in 
dem mit gentechnisch veränderten Viren gearbeitet wer-
den soll, wie Ebola oder Lassa-Virus, bei dem immerhin 
das Risiko besteht, dass diese Viren, wenn sie freigesetzt 
werden, die Menschen in unmittelbarer Nachbarschaft 
verseuchen?  
 
 Vizepräsidentin Michels: Herr Senator Wolf!  
 

 

[Beifall des Abg. Pewestorff (PDS)] 

 Vizepräsidentin Michels: Danke schön, Herr Sena-
tor!  
 
 Wir kommen zur zweiten Frage: 
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